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gruppen örtlich rekrutierter Bediensteter nach Möglichkeit 
Unstimmigkeiten zwischen dieser Methodik und der nach dem 
Noblemaire-Prinzip angewandten Methodik zu bereinigen, 
indem sie unter anderem die Frage der Überlappung der 
Gehälter zwischen den beiden Lautbahngruppen untersucht; 

3. nimmt Kenntnis von den in Kapitel IV des Berichts 
der Kommission" beschriebenen Ergebnissen der Gehalts­
erhebungen in New York, Genf und Rom; 

m 
ARBEITSPROGRAMM 

unter Hinweis auf Abschnitt V Ziffer 2 ihrer Resolution 
48/224, in der sie die Kommission für den internationalen 
öffentlichen Dienst nachdrücklich aufgefordert hat, Fragen der 
Personalverwaltung weiter Aufmerksamkeit zu schenken, 

1. ersucht die Kommission für den internationalen 
öffentlichen Dienst, Wege zur Senkung der Kosten ihrer 
Studien zu prüfen; 

2. ersucht außerdem die Kommission sowie die Leiter 
der Organisationen des gemeinsamen Systems der Vereinten 
Nationen, sicherzustellen, daß allen Aspekten des Personalma­
nagements ~ngemessene _ Aufmerksamkeit gewidmet" wird, 
namentlich auch der Verbesserung der nichtmonetären 
Aspekte der Beschäftigungsbedingungen, wie beispielsweise 
in Artikel 14 der Satzung der Kommission festgeschrieben; 

3. ersucht die Kommission ferner, den in Abschnitt I 
dieser Resolution behandelten Fragen in ihrem Arbeits­
programm Vorrang einzuräumen; 

IV 

ARBEITSWEISE DER KOMMISSION 

unter Hinweis auf Abschnitt Il Ziffer 5 ihrer Resolution 
491223, in der sie die Personalvertretungen, die Organisationen 
und die Kommission für den internationalen öffentlichen 
Dienst ersucht hat, mit aller Dringlichkeit zu prüfen, wie der 
Konsultationsprozeß der Kommission am sinnvollsten ver­
bessert werden kann, und der Generalversammlung darüber 
Bericht zu erstatten; 

I. bekräftigt die Gültigkeit der Satzung der Kommission 
für den internationalen öffentlichen Dienst, insbesondere des 
Artikels 6, wonach die Kommissionsmitglieder ihre Aufgaben 
völlig unabhängig und unparteiisch wahrnehmen; 

2. begrüßt den Beschluß in den Ziffern 54 bis 56 des 
Berichts der Kommission", eine Reihe von Maßnahmen zur 
Steigerung ihrer Effektivität zu ergreifen und versuchsweise 
neue Regelungen für die Festlegung des Termins und der 
Dauer ihrer Tagungen einzuführen, und ersucht in diesem 
Zusammenhang die Kommission, ihre Arbeit noch trans­
parenter zu gestalten und dabei die maßgeblichen Artikel ihrer 
Satzung und ihrer Geschäftsordnung zu berücksichtigen; 

3. fordert die Mitgliedstaaten und den Generalsekretär 
eingedenk der Artikel 3 und 4 der Satzung der Kommission 

auf, durch das Auswahlverfahren für die Bewerber sicher­
zustellen, daß die Kommission über Mitglieder mit dem 
erforderlichen technischen Sachverstand und breiter Manage­
menterfahrung verfügt; 

4. vermerkt, daß die Vertreter des Koordinierungsaus­
schusses der internationalen Personalgewerkschaften und 
Personalvereinigungen des Systems der Vereinten Nationen 
und des Bundes der Personalverbände der Internationalen 
Beamten beide ihre Mitwirkung an der Arbeit der Kommission 
ausgesetzt haben, und ruft die betreffenden Organe auf, sich in 
einem Geist der Zusammenarbeit und der Nicht-Konfrontation 
wieder an der Arbeit der Kommission zu beteiligen; 

5. ersucht die Kommission, sicherzustellen, daß ihre 
Berichte klare und leicht verständliche Erläuterungen ihrer 
technischen Empfehlungen enthalten. 

JOO. Plenarsitzung 
23. Dezember 1995 

50/209. Finanzierung der Verifikationsmission der Ver­
einten Nationen für Angola 

Die Generalversammlung, 

nach Belul1ldlung der Berichte des Generalsekretärs über 
die Finanzierung der Verifikationsmission der Vereinten 
Nationen für Angola" und des entsprechenden Berichts des 
Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushalts­
fragen", 

eingedenk der Resolution 626 (1988) des Sicherheitsrats 
vom 20. Dezember 1988, mit der der Rat die VerifIkations­
mission der Vereinten Nationen für Angola eingerichtet hat, 
der Resolution 696 (1991) vom 30. Mai 1991, mit welcher der 
Rat beschloß, der Verifikationsmission der Vereinten Nationen 
für Angola (seither Verifikationsmission der Vereinten 
Nationen für Angola Il) ein neues Mandat zu übertragen, 
sowie der Resolution 976 (1995) vom 8. Februar 1995, mit 
welcher der Rat die Einrichtung eines Friedenssicherungsein­
satzes in Angola genehmigte (seither Verifikationsmission der 
Vereinten Nationen für Angola IlI), und Resolution 1008 
(1995) vom 7. August 1995, mit welcher der Rat das Mandat 
der Verifikationsmission bis zum 8. Februar 1996 verlängert 
hat, 

unter Hinweis auf ihre Resolution 43/231 vom 16. Februar 
1989 über die Finanzierung der Verifikationsmission sowie 
ihre späteren Resolutionen und Beschlüsse zu dieser Frage, 
zuletzt Resolution 49/227 B vom 20. Juli 1995, 

erneut erklärend, daß es sich bei den Kosten der 
Verifikationsmission um Ausgaben der Organisation handelt, 
die gemäß Artikel 17 Absatz 2 der Charta der Vereinten 
Nationen von den Mitgliedstaaten zu tragen sind, 

sowie unter Hinweis auf ihre früheren Beschlüsse dahin 
gehend, daß zur Deckung der Ausgaben der Verifikations-

34 Af50/651 und Add.1 und 2. 
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mission ein anderes Verfahren anzuwenden ist als zur Dek­
kung der Ausgaben des ordentlichen Haushalts der Vereinten 
Nationen, 

unter Berücksichtigung der Tatsache, daß die wirt­
schaftlich weiter entwickelten Länder zur Leistung verhältnis­
mäßig größerer Beiträge in der Lage sind und daß die wirt­
schaftlich weniger entwickelten Länder in relativ begrenztem 
Maße imstande sind, zu einem solchen Einsatz beizutragen, 

eingedenk der sich aus Resolution 1874 (S-IV) der 
Generalversammlung vom 27. Juni 1963 ergebenden be­
sonderen Verantwortung der Staaten, die ständige Mitglieder 
des Sicherheitsrats sind, für die Finanzierung solcher Einsätze, 

eingedenk dessen, daß es unerläSlieh ist, die Verifikations­
mission mit den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, 
damit sie ihren Aufgaben gemäS den entsprechenden Resolu­
tionen des Sicherheitsrats nachkommen kann, 

darüber besorgt, daß sich der Generalsekretär nach wie 
vor Schwierigkeiten dabei gegenübersieht, den Zablungsver­
pflichtungen für die Verifikationsmission, wozu auch die 
Kostenerstattung an die derzeitigen und früheren truppen­
stellenden Staaten gehört, regelmäSig nachzukommen, 

1. nimmt Kenntnis vom Stand der Beiträge zu der 
Verifikationsmission der Vereinten Nationen für Angola per 
19. Dezember 1995, namentlich von den noch ausstehenden 
Beiträgen in Höhe von 38.878.476 US-Dollar, was 10 Prozent 
der gesamten veranlagten Beiträge von der Einrichtung der 
Verifikationsmission bis zu dem am 31. Dezember 1995 
endenden Zeitraum entspricht, vermerkt, daß etwa 21 Prozent 
der Mitgliedstaaten ihre veranlagten Beiträge in voller Höhe 
entrichtet haben, und fordert alle anderen Mitgliedstaaten, die 
es betrifft, insbesondere die Mitgliedstaaten mit Beitragsrück­
ständen, nachdrücklich auf, die Entrichtnng ihrer noch 
ausstehenden veranlagten Beiträge sicherznstellen; 

2. verleiht ihrer Besorgnis Ausdruck über die Finanzlage 
bei den friedensichernden Tätigkeiten, insbesondere was die 
Kostenerstattung an die truppenstellenden Mitgliedstaaten 
betrifft, namentlich an diejenigen, die ihre veranlagten 
Beiträge in voller Höhe entrichtet haben und denen infolge der 
Beitragsrückstände bestimmter Mitgliedstaaten eine zusätzli­
che Belastung erwächst; 

3. fordert alle Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, alles 
zu tun, um sicherzustellen, daß ihre veranlagten Beiträge für 
die VerifIkationsmission umgehend und vollständig entrichtet 
werden; 

4. schließt sich den Bemerkungen und Empfehlnngen im 
Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und 
Haushaltsfragen" an; 

5. ersucht den Generalsekretär, alles Erforderliche zu 
veranlassen, um sicherzustellen, daß die Verifikationsmission 
so effizient und sparsam wie möglich verwaltet wird; 

6. beschließt, für die Finanzierung der Verifikations­
mission während des Zeitraums vom 9. Februar bis 31. De­
zember 1995 auf dem Sonderkonto für die Verifikations-

mission der Vereinten Nationen für Angola den zusätzlichen 
Betrag von 34.851.497 Dollar brutto (36.216.158 Dollar netto) 
bereitzustellen, zusätzlich zu der Mittelbewilligung von 
150.000.000 Dollar brutto (148.000.000 Dollar netto) und der 
AusgabeNerpflichtungsermächtigung von 65.912.903 Dollar 
brutto (63.067.742 Dollar netto), die bereits gemäß 
Versammlungsresolution 49/227 B veranlagt wurden; 

7. beschließt al{/Jerdem, als Ad-hoc-Regelung und unter 
Berücksichtigung der bereits nach Ziffer 6 veranlagten Beträge 
den zusätzlichen Betrag von 34.851.497 Dollar brutto 
(36.216.158 Dollar netto) für den Zeitraum vom 9. Februar bis 
31. Dezember 1995 unter den Mitgliedstaaten entsprechend 
der Zusanunensetzung der Gruppen zu veranlagen, die in den 
Ziffern 3 und 4 der Versanunlungsresolution 43/232 vom 
1. März 1989 festgelegt und von der Versammlung in ihren 
Resolutionen 44/192 B vom 21. Dezember 1989,45/269 vom 
27. August 1991, 46/198 A vom 20. Dezember 1991 und 
47/218 A vom 23. Dezember 1992 sowie in ihren Beschlüssen 
48/472 A vom 23. Dezember 1993 und 50/451 B vom 
23. Dezember 1995 geändert worden ist, und dabei die 
Beitragstabelle für das Jahr 1995 zu berücksichtigen; 

8. beschließt ferner, daß im Einklang mit ihrer Resolu­
tion 973 (X) vom 15. Dezember 1955 bei der Veranlagung der 
Mitgliedstaaten nach Ziffer 7 die Verminderung ihres jeweili­
gen Guthabens im Steuerausgleichsfonds aus den für den 
Zeitraum vom 9. Februar bis einschließlich 31. Dezember 
1995 für die Verifikationsmission gebilligten veranschlagten 
Einnahmen aus der Personalabgabe in Höhe von 1.364.661 
Dollar zu berücksichtigen ist; 

9. beschließt, daß bei Mitgliedstaaten, die ihre finanziel­
len Verpflichtungen gegenüber der Mission erfüllt haben, ihr 
jeweiliger Anteil an den nicht verbrauchten Mitteln von 
537.900 Dollar brutto (502.400 Dollar netto) für den Zeitraum 
vom 1. Oktober 1994 bis 8. Februar 1995 auf ihre Ver­
anlagnng nach Ziffer 7 anzurechnen ist; 

10. beschließt außerdem, daß bei Mitgliedstaaten, die ihre 
finanziellen Verpflichtungen gegenüber der Verifikations­
mission nicht erfüllt haben, ihr Anteil an den nicht ver­
brauchten Mitteln von 537.900 Dollar brutto (502.400 Dollar 
netto) für den Zeitraum vom 1. Oktober 1994 bis 8. Februar 
1995 auf ihre ausstehenden Verpflichtungen anzurechnen ist; 

11. beschließt ferner, für die Aufrechterhaltung der 
Verifikationsmission während des Zeitraums vom I. Januar bis 
8. Februar 1996 auf dem Sonderkonto den Betrag von 
36.698.400 Dollar brutto (36.049.700 Dollar netto) bereit­
zustellen; 

12. beschließt, als Ad-hoc-Regelung, den Betrag von 
36.698.400 Dollar brutto (36.049.700 netto) für den Zeitraum 
vom 1. Januar bis 8. Februar 1996 unter den Mitgliedstaaten 
entsprechend der Zusammensetzung der Gruppen zu ver­
anlagen, die in den Ziffern 3 und 4 der Versammlungs­
resolution 43/232 festgelegt und von der Versammlnng in 
ihren Resolutionen 44/192 B, 45/269, 46/198 A und 47/218 A 
sowie in ihren Beschlüssen 48/472 A und 50/451 B geändert 
worden ist, und dabei die Beitragstabelle für das Jahr 1996 zu 
berücksichtigen; 
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13. beschließt außerdem, daß im Einklang mit ihrer 
Resolution 973 (X) das jeweilige Guthaben der Mitgliedstaaten 
im Steuerausgleichsfonds aus den für den Zeitraum vom 
1. Januar bis einschließlich 8. Februar 1996 für die Veritika­
tionsmission gebilligten veranschlagten Einnahmen aus der 
Personalabgabe in Höhe von 648.700 Dollar auf die Ver­
anlagung der Mitgliedstaaten nach Ziffer 12 anzurechnen ist; 

14. ermllchtigt den Generalsekretär, für den Fall, daß 
der Sicherheitsrat beschließen sollte, das Mandat der Verifika­
tionsmission über den 8. Februar 1996 hinaus weiterzuführen, 
für die Aufrechterhaltung der Mission bis zum 30. Juni 1996 
Verpflichtungen bis zu einem Höchstbetrag von 28.229.100 
Dollar brutto (27.730.100 Dollar netto) pro Monat einzugehen 
und die Mitgliedstaaten für den Betrag von 76.218.600 Dollar 
brutto (74.871.300 Dollar netto) für den Zeitraum vom 
9. Februar bis 30. April 1996 nach dem in dieser Resolution 
festgelegten Schema zu veranlagen; 

15. vermerkt mit Genugtuung die freiwilligen Beiträge, 
die von Deutschland, Südafrika, dem Vereinigten Königreich 
Großbritannien und Nordirland und den Vereinigten Staaten 
von Amerika entrichtet wurden, und bittet um freiwillige 
Beiträge für die Verifikationsmission in Form von Barzah­
lungen sowie in Form von für den Generalsekretär annehm­
baren Dienst- und Sachleistungen, die je nach Bedarf ent­
sprechend dem von der Versanunlung in ihren Resolutionen 
43/230 vom 21. Dezember 1988, 44/192 A vom 21. Dezember 
1989 und 45/258 vom 3. Mai 1991 festgelegten Verfahren zu 
verwalten sind; 

16. beschließt, den Tagesordnungspunkt "Finanzierung 
der Verifikationsmission der Vereinten Nationen für Angola" 
während ihrer fünfzigsten Tagung weiter zu verfolgen. 

100. Plenarsitzung 
23. Dezember 1995 

50/210. Finanzierung der Beobachtermlssion der Ver­
einten Nationen in Liberia 

Die Generalversammlung! 

nach Behandlung der Berichte des Generalsekretärs über 
die Finanzierung der Beobachtermission der Vereinten 
Nationen in Liberia" und des entsprechenden mündlichen 
Berichts des Vorsitzenden des Beratenden Ausschusses für 
Verwaltungs- und Haushaltsfragen" , 

unter Hinweis auf die Resolution 866 (1993) des Si­
cherheitsrats vom 22. September 1993, mit der der Rat die 
Beobachtermission der Vereinten Nationen in Liberia einge­
richtet hat, sowie die danach verabschiedeten Resolutionen, 
mit denen der Rat das Mandat der Beobachtermission verlän­
gert hat, znletzt Resolution 1014 (1995) vom 15. September 
1995, sowie die Resolution 1020 (1995) vom 10. November 
1995, mit der der Rat das Mandat der Beobachtermission 
angepaßt hat, 

" A1501650 und Add.1. 
3' Siehe Official Records of the General Assembly, Fiftieth Session, Fifth 

Committee. 43. Sitzung, und Korrigendum. 

sowie unter Hinweis auf ihren Beschluß 48/478 vom 
23. Dezember 1993 über die Finanzierung der Beobachter­
mission sowie auf ihre danach verabschiedeten diesbezügli­
chen Resolutionen, zuletzt Resolution 49/232 B vom 12. Juli 
1995, 

erneut erklärend, daß es sich bei den Kosten der Be­
obachtermission um Ausgaben der Organisation handelt, die 
gemäß Artikel 17 Absatz 2 der Charta der Vereinten Nationen 
von den Mitgliedstaaten zu tragen sind, 

ferner unter Hinweis auf ihren früheren Beschluß dahin 
gehend, daß zur Deckung der Ausgaben der Beobachter­
mission ein anderes Verfahren anzuwenden ist als zur Dek­
kung der Ausgaben des ordentlichen Haushalts der Vereinten 
Nationen, 

unter Berücksichtigung der Tatsache, daß die wirt­
schaftJich weiter entwickelten Länder zur Leistung verhältuis­
mäßig größerer Beiträge in der Lage sind und daß die wirt­
schaftlich weniger entwickelten Länder in relativ begrenztem 
Maße imstande sind, zu einem solchen Einsatz beizutragen, 

eingedenk der sich aus Resolution 1874 (S-IV) der 
Generalversammlung vom 27. Juni 1963 ergebenden be­
sonderen Verantwortung der Staaten, die ständige Mitglieder 
des Sicherheitsrats sind, für die Finanzierung solcher Einsätze, 

eingedenk dessen, daß es unerläßlich ist, die Beobachter­
mission mit den erforderlichen Finanzmitteln auszustatten, 
damit sie ihren Aufgaben gemäß den entsprechenden Resolu­
tionen des Sicherheitsrats nachkommen kann, 

1. nimmt Kenntnis vom Stand der Beiträge zu der 
Beobachtermission der Vereinten Nationen in Liberia per 
19. Dezember 1995, namentlich von den noch ausstehenden 
Beiträgen in Höhe von 8.684.042 US-Dollar, was 15 Prozent 
der gesamten veranlagten Beiträge von der Einrichtung der 
Beobachtermission bis zu dem am 31. Dezember 1995 
endenden Zeitraum entspricht, vermerkt, daß etwa 22 Prozent 
der Mitgliedstaaten ihre veranlagten Beiträge in voller Höhe 
entrichtet haben, und fordert ane anderen Mitgliedstaaten, die 
es betrifft, insbesondere die Mitgliedstaaten mit Beitragsrück­
ständen, nachdrücklich auf, die Entrichtung ihrer noch 
ausstehenden veranlagten Beiträge sicherzustellen; 

2. verleiht ihrer Besorgnis Ausdruck über die Finanzlage 
bei den ftiedensichernden Tätigkeiten, insbesondere was die 
Kostenerstattung an die truppenstellenden Mitgliedstaaten 
betrifft und namentlich diejenigen, die ihre veranlagten 
Beiträge entrichtet haben und denen infolge der Beitragsrück­
stände bestimmter Mitgliedstaaten eine zusätzliche Belastung 
erwächst; 

3. fordert alle Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, alles 
zu tun, um sicherzustellen, daß ihre veranlagten Beiträge für 
die Beobachtermission umgehend und vollständig entrichtet 
werden; 

4. unterstützt ausnahmsweise, in Ermangelung eines 
schriftlichen Berichts, die mündlichen Bemerkungen und 




